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Artikel 1 
Änderung des Strafgesetzbuches 

Das Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November 1998 
(BGBl. I S. 3322), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. August 2017 
(BGBl. I S. 3202) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
1. Ergänzung von § 185 StGB Beleidigung 
 
1Die Beleidigung wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe und, 
wenn die Beleidigung mittels einer Tätigkeit begangen wird, mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 2Wird ein ehrverletzender Inhalt über das 
Internet einer erheblichen Anzahl von Personen zugänglich gemacht, wird die Tat mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
2. § 190 StGB wird zu § 191 StGB. 
 
3. § 190 StGB wird wie folgt neu eingefügt: 
 
§ 190 StGB Schwere Ehrverletzung im Internet 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer einen 
ehrverletzenden Inhalt (§§ 185 bis 187) dergestalt im Internet zugänglich macht, dass 
dieser von einer erheblichen Anzahl von Personen wahrgenommen werden kann, 
wenn die Tat geeignet ist, das Opfer in seiner Lebensgestaltung schwerwiegend zu 
beeinträchtigen. 
(2) Wer durch eine Tat nach Absatz 1 wenigstens leichtfertig die Selbsttötung des 
Opfers verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren bestraft. 
 
4. Umformulierung und Ergänzung von § 194 StGB Strafantrag 
 
(1) 1Die Beleidigung wird nur auf Antrag verfolgt. 2Ein Antrag ist nicht erforderlich, wenn  
1.  die Tat durch Verbreiten oder öffentliches Zugänglichmachen einer Schrift (§ 11 

Abs. 3), in einer Versammlung oder dadurch begangen wird, dass beleidigende 
Inhalte mittels Rundfunk oder Telemedien der Öffentlichkeit zugänglich 
gemacht worden sind, und der Verletzte als Angehöriger einer Gruppe unter der 
nationalsozialistischen oder einer anderen Gewalt- und Willkürherrschaft 
verfolgt wurde, diese Gruppe Teil der Bevölkerung ist und die Beleidigung mit 
dieser Verfolgung zusammenhängt oder 
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2.  der Verletzte Opfer einer Tat gemäß § 190 geworden ist. 
3Die Tat kann jedoch nicht von Amts wegen verfolgt werden, wenn der Verletzte 
widerspricht. 4Der Widerspruch kann nicht zurückgenommen werden. 5Stirbt der 
Verletzte, so gehen das Antragsrecht und das Widerspruchsrecht auf die in § 77 Abs. 
2 bezeichneten Angehörigen über.  
 
 

Artikel 2 
Änderung der Strafprozessordnung 

Die Strafprozeßordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 
(BGBl. S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 27. August 2017 
(BGBl. I S. 3295) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
1. Änderung in § 158 StPO Strafanzeige; Strafantrag  
 
(1) 1Die Anzeige einer Straftat und der Strafantrag können bei der Staatsanwaltschaft, 
den Behörden und Beamten des Polizeidienstes und den Amtsgerichten mündlich, 
elektronisch oder schriftlich angebracht werden. 2Die mündliche Anzeige ist zu 
beurkunden. 3Dem Verletzten ist auf Antrag der Eingang seiner Anzeige schriftlich zu 
bestätigen. 4Die Bestätigung soll eine kurze Zusammenfassung der Angaben des 
Verletzten zu Tatzeit, Tatort und angezeigter Tat enthalten. 5Die Bestätigung kann 
versagt werden, soweit der Untersuchungszweck, auch in einem anderen 
Strafverfahren, gefährdet erscheint. 
(2) Bei Straftaten, deren Verfolgung nur auf Antrag eintritt, muß der Antrag bei einem 
Gericht oder der Staatsanwaltschaft schriftlich oder zu Protokoll, bei einer anderen 
Behörde schriftlich angebracht werden. 
(3) Zeigt ein im Inland wohnhafter Verletzter eine in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union begangene Straftat an, so übermittelt die Staatsanwaltschaft die 
Anzeige auf Antrag des Verletzten an die zuständige Strafverfolgungsbehörde des 
anderen Mitgliedstaats, wenn für die Tat das deutsche Strafrecht nicht gilt oder von 
der Verfolgung der Tat nach § 153c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, auch in Verbindung 
mit § 153f, abgesehen wird. Von der Übermittlung kann abgesehen werden, wenn  
1.  die Tat und die für ihre Verfolgung wesentlichen Umstände der zuständigen 

ausländischen Behörde bereits bekannt sind oder 
2. der Unrechtsgehalt der Tat gering ist und der verletzten Person die Anzeige im 

Ausland möglich gewesen wäre. 
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(4) Ist der Verletzte der deutschen Sprache nicht mächtig, erhält er die notwendige 
Hilfe bei der Verständigung, um die Anzeige in einer ihm verständlichen Sprache 
anzubringen. Die schriftliche Anzeigebestätigung nach Absatz 1 Satz 3 und 4 ist dem 
Verletzten in diesen Fällen auf Antrag in eine ihm verständliche Sprache zu 
übersetzen; Absatz 1 Satz 5 bleibt unberührt. 
 
2. Änderung des § 395 StPO Befugnis zum Anschluss als Nebenkläger 
 
(1) Der erhobenen öffentlichen Klage oder dem Antrag im Sicherungsverfahren kann 
sich mit der Nebenklage anschließen, wer verletzt ist durch eine rechtswidrige Tat 
nach  
1.  den §§ 174 bis 182, 184i und 184j des Strafgesetzbuches, 
1a. § 190 Absatz 1 des Strafgesetzbuches, 
2.  den §§ 211 und 212 des Strafgesetzbuches, die versucht wurde, 
3.  den §§ 221, 223 bis 226a und 340 des Strafgesetzbuches, 
4.  den §§ 232 bis 238, 239 Absatz 3, §§ 239a, 239b und 240 Absatz 4 des 

Strafgesetzbuches, 
5. § 4 des Gewaltschutzgesetzes, 
6.  § 142 des Patentgesetzes, § 25 des Gebrauchsmustergesetzes, § 10 des 
Halbleiterschutzgesetzes, § 39 des Sortenschutzgesetzes, den §§ 143 bis 144 des 
Markengesetzes, den §§ 51 und 65 des Designgesetzes, den §§ 106 bis 108b des 
Urheberrechtsgesetzes, § 33 des Gesetzes betreffend das Urheberrecht an Werken 
der bildenden Künste und der Photographie und den §§ 16 bis 19 des Gesetzes gegen 
den unlauteren Wettbewerb. 
(2) Die gleiche Befugnis steht Personen zu,  
1. deren Kinder, Eltern, Geschwister, Ehegatten oder Lebenspartner durch eine 

rechtswidrige Tat getötet wurden oder 
1a.  deren Kinder, Eltern, Geschwister, Ehegatten oder Lebenspartner sich selbst 

aufgrund einer Ehrverletzung im Internet getötet haben (§ 190 Absatz 2 des 
Strafgesetzbuches) oder 

2. die durch einen Antrag auf gerichtliche Entscheidung (§ 172) die Erhebung der 
öffentlichen Klage herbeigeführt haben. 

(3) Wer durch eine andere rechtswidrige Tat, insbesondere nach den §§ 185 bis 189, 
229, 244 Absatz 1 Nummer 3, §§ 249 bis 255 und 316a des Strafgesetzbuches, 
verletzt ist, kann sich der erhobenen öffentlichen Klage mit der Nebenklage 
anschließen, wenn dies aus besonderen Gründen, insbesondere wegen der schweren 
Folgen der Tat, zur Wahrnehmung seiner Interessen geboten erscheint. 
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(4) Der Anschluss ist in jeder Lage des Verfahrens zulässig. Er kann nach ergangenem 
Urteil auch zur Einlegung von Rechtsmitteln geschehen. 
(5) Wird die Verfolgung nach § 154a beschränkt, so berührt dies nicht das Recht, sich 
der erhobenen öffentlichen Klage als Nebenkläger anzuschließen. Wird der 
Nebenkläger zum Verfahren zugelassen, entfällt eine Beschränkung nach § 154a 
Absatz 1 oder 2, soweit sie die Nebenklage betrifft. 
 
3. Änderung des § 397a StPO Bestellung eines Beistands; Prozesskostenhilfe 
 
(1) Dem Nebenkläger ist auf seinen Antrag ein Rechtsanwalt als Beistand zu bestellen, 
wenn er  
1.  durch ein Verbrechen nach den §§ 177, 179, 232 bis 232b und 233a des 

Strafgesetzbuches verletzt ist, 
1a. durch eine Straftat nach § 184j verletzt ist und der Begehung dieser Straftat ein 

Verbrechen nach § 177 des Strafgesetzbuches zugrunde liegt, 
2. durch eine versuchte rechtswidrige Tat nach den §§ 211 und 212 des 

Strafgesetzbuches verletzt oder Angehöriger eines durch eine rechtswidrige Tat 
Getöteten im Sinne des § 395 Absatz 2 Nummer 1 ist, 

2a. Angehöriger im Sinne des § 395 Absatz 2 Nummer 1a ist, 
3. durch ein Verbrechen nach den §§ 226, 226a, 234 bis 235, 238 bis 239b, 249, 

250, 252, 255 und 316a des Strafgesetzbuches verletzt ist, das bei ihm zu 
schweren körperlichen oder seelischen Schäden geführt hat oder 
voraussichtlich führen wird, 

4. durch eine rechtswidrige Tat nach den §§ 174 bis 182, 184i, 184j und 225 des 
Strafgesetzbuchs verletzt ist und er zur Zeit der Tat das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hatte oder seine Interessen selbst nicht ausreichend 
wahrnehmen kann oder 

5. durch eine rechtswidrige Tat nach den §§ 190 Absatz 1, 221, 226, 226a, 232 
bis 235, 237, 238 Absatz 2 und 3, §§ 239a, 239b, 240 Absatz 4, §§ 249, 250, 
252, 255 und 316a des Strafgesetzbuches verletzt ist und er bei Antragstellung 
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder seine Interessen selbst nicht 
ausreichend wahrnehmen kann. 

(2) Liegen die Voraussetzungen für eine Bestellung nach Absatz 1 nicht vor, so ist dem 
Nebenkläger für die Hinzuziehung eines Rechtsanwalts auf Antrag Prozesskostenhilfe 
nach denselben Vorschriften wie in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten zu bewilligen, 
wenn er seine Interessen selbst nicht ausreichend wahrnehmen kann oder ihm dies 
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nicht zuzumuten ist. § 114 Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz sowie Absatz 2 und § 121 
Absatz 1 bis 3 der Zivilprozessordnung sind nicht anzuwenden. 
(3) Anträge nach den Absätzen 1 und 2 können schon vor der Erklärung des 
Anschlusses gestellt werden. Über die Bestellung des Rechtsanwalts, für die § 142 
Absatz 1 entsprechend gilt, und die Bewilligung der Prozesskostenhilfe entscheidet 
der Vorsitzende des mit der Sache befassten Gerichts. 
 
 

Artikel 3 
Änderung des Telemediengesetzes 

Das Telemediengesetzes vom 26. Februar 2007 (BGBl. I S. 179), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 1. September 2017 (BGBl. I S. 3352) geändert worden ist, 
wird wie folgt ergänzt: 
 
1.  Ergänzung bei § 2 Begriffsbestimmungen 
 
1Im Sinne dieses Gesetzes 
1.  ist Diensteanbieter jede natürliche oder juristische Person, die eigene oder 
fremde Telemedien zur Nutzung bereithält oder den Zugang zur Nutzung vermittelt; 
bei audiovisuellen Mediendiensten auf Abruf ist Diensteanbieter jede natürliche oder 
juristische Person, die die Auswahl und Gestaltung der angebotenen Inhalte wirksam 
kontrolliert, 
1a. sind Diensteanbieter sozialer Telemedien Diensteanbieter, die mit 
Gewinnerzielungsabsicht Plattformen im Internet betreiben, die es Nutzern 
ermöglichen, beliebige Inhalte der Öffentlichkeit zugänglich zu machen und mit 
anderen Nutzern auszutauschen oder zu teilen; die Diensteanbieter sozialer 
Telemedien im Sinne dieses Gesetzes werden durch eine Rechtsverordnung nach § 
13a TMG näher bestimmt, 
2.  ist niedergelassener Diensteanbieter jeder Anbieter, der mittels einer festen 
Einrichtung auf unbestimmte Zeit Telemedien geschäftsmäßig anbietet oder erbringt; 
der Standort der technischen Einrichtung allein begründet keine Niederlassung des 
Anbieters, 
(...) 
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2.  Nach § 13 werden die folgenden §§ 13a, 13b, 13c und § 13d eingefügt: 
 

§ 13a TMG Ermächtigung zum Erlass der Rechtsverordnung 
 

1Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie bestimmt durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, nach Anhörung 
von Vertretern der Wissenschaft und der betroffenen Diensteanbieter im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz, 
welche Diensteanbieter wegen ihrer Bedeutung und Reichweite als Diensteanbieter 
sozialer Telemedien gelten. 2Spätestens einen Monat nach Inkrafttreten der 
Rechtsverordnung nach Satz 1 haben Diensteanbieter sozialer Telemedien die 
Vorgaben aus §§ 13b, 13c und 13d zu erfüllen. 3Gleiches gilt für die Befugnis aus § 14 
Abs. 3 Satz 2. 
 
§ 13b TMG Umgang mit Beschwerden über persönlichkeitsrechtsverletzende Inhalte 
 
(1) 1Diensteanbieter sozialer Telemedien sind verpflichtet, bei der Bereitstellung ihrer 
Dienste geeignete technische Maßnahmen zur Meldung 
persönlichkeitsrechtsverletzender Inhalte vorzuhalten. 2Dies kann insbesondere durch 
die Bereitstellung einer Melde-Schaltfläche erfolgen. 3Die Diensteanbieter sozialer 
Telemedien haben durch geeignete technische Maßnahmen dafür Sorge zu tragen, 
dass die technischen Maßnahmen zur Meldung nicht durch automatisch agierende 
Computerprogramme missbraucht werden. 
(2) 1Diensteanbieter sozialer Telemedien sind verpflichtet, 
persönlichkeitsrechtsverletzende Inhalte unverzüglich nach Meldung deutlich sichtbar 
zu kennzeichnen und eine Dokumentation des Inhalts und der Wahrnehmung und 
Verbreitung dieses Inhalts durch Dritte zu erstellen. 2Der gemeldete Inhalt ist 
zusätzlich mit dem Hinweis zu versehen, dass eine Dokumentation erfolgt und die 
Weiterverbreitung des Inhalts rechtliche Konsequenzen nach sich ziehen kann. 3Dem 
Verfasser des gemeldeten Inhalts ist binnen einer Frist von einer Woche Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegenüber dem Diensteanbieter sozialer Telemedien zu geben.  

(3) Die Kennzeichnung und die diesbezüglichen Hinweise sind unverzüglich zu 
entfernen, wenn sich die Meldung als offensichtlich unberechtigt erweist, die Meldung 
zurückgenommen wird oder ein Gericht die Rechtmäßigkeit des Inhalts festgestellt hat. 
(4) Die Verantwortlichkeit eines Diensteanbieters nach § 10 bleibt unberührt. 
 

§ 13c TMG Anspruch auf Auskunft bei Persönlichkeitsrechtsverletzungen 
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(1) 1In Fällen einer öffentlich zugänglichen Persönlichkeitsrechtsverletzung hat der 
Verletzte nach vorheriger richterlicher Anordnung zur Durchsetzung zivilrechtlicher 
Ansprüche einen Anspruch auf Auskunft gegenüber der Person, die die für die 
rechtsverletzende Tätigkeit genutzte Dienstleistung erbracht hat. 2Die richterliche 
Anordnung ist von dem Verletzten zu beantragen. 3Für den Erlass dieser Anordnung 
ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk der Verletzte seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt hat, ohne Rücksicht auf den Streitwert ausschließlich 
zuständig. 4Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über das 
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit entsprechend. 5Die Kosten der richterlichen Anordnung trägt der 
Verletzte. 6Gegen die Entscheidung des Amtsgerichts ist die Beschwerde statthaft. 
7Die Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten bleiben im Übrigen 
unberührt.  
(2) 1Der Auskunftsanspruch umfasst insbesondere  
1.  den Namen und die Anschrift des Rechtsgutverletzers, soweit diese dem 

Diensteanbieter sozialer Telemedien bekannt sind und 
2.  den Tag und die Uhrzeit der Persönlichkeitsrechtsverletzung. 
2Zudem ist eine vorhandene Dokumentation der Wahrnehmung und Verbreitung des 
Inhalts durch Dritte der Persönlichkeitsrechtsverletzung dem Verletzten zur Verfügung 
zu stellen. 3Der zur Auskunft Verpflichtete kann von dem Verletzten den Ersatz der für 
die Auskunftserteilung erforderlichen Aufwendungen verlangen. 
(3) Erteilt der zur Auskunft Verpflichtete die Auskunft vorsätzlich oder grob fahrlässig 
nicht, falsch oder unvollständig, so ist er dem Verletzten zum Ersatz des daraus 
entstehenden Schadens verpflichtet.  
(4) Der Diensteanbieter sozialer Telemedien ist verpflichtet, seine Nutzer über diesen 
Auskunftsanspruch zu informieren. 
(5) Durch Absatz 1 wird das Grundrecht des Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 des 
Grundgesetzes) eingeschränkt. 
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§ 13d TMG Inländischer Zustellungsbevollmächtigter 

 
1Anbieter sozialer Telemedien haben für Zustellungen in Bußgeldverfahren nach 
diesem Gesetz gegenüber der Verwaltungsbehörde, der Staatsanwaltschaft und dem 
zuständigen Gericht, sowie in zivilgerichtlichen Verfahren gegenüber dem zuständigen 
Gericht einen inländischen Zustellungsbevollmächtigten unverzüglich zu benennen. 
2Für Auskunftsersuchen einer inländischen Strafverfolgungsbehörde ist eine 
empfangsberechtigte Person im Inland zu benennen.  
 
3. Aufhebung von § 14 Abs. 3 bis 5 TMG 
 
4. Ergänzung des § 14 Bestandsdaten 
 
(1) Der Diensteanbieter darf personenbezogene Daten eines Nutzers nur erheben und 
verwenden, soweit sie für die Begründung, inhaltliche Ausgestaltung oder Änderung 
eines Vertragsverhältnisses zwischen dem Diensteanbieter und dem Nutzer über die 
Nutzung von Telemedien erforderlich sind (Bestandsdaten). 
(2) 1Auf Anordnung der zuständigen Stellen darf der Diensteanbieter im Einzelfall 
Auskunft über Bestandsdaten erteilen, soweit dies für Zwecke der Strafverfolgung, zur 
Gefahrenabwehr durch die Polizeibehörden der Länder, zur Erfüllung der gesetzlichen 
Aufgaben der Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder, des 
Bundesnachrichtendienstes oder des Militärischen Abschirmdienstes oder des 
Bundeskriminalamtes im Rahmen seiner Aufgabe zur Abwehr von Gefahren des 
internationalen Terrorismus oder zur Durchsetzung der Rechte am geistigen Eigentum 
erforderlich ist. 2Das berechtigte Auskunftsersuchen ist durch den Diensteanbieter 
innerhalb einer Frist von einer Woche zu beantworten. 
(3) 1Der Diensteanbieter ist befugt, Bestandsdaten an eine in § 158 Absatz 1 der 
Strafprozessordnung genannte Stelle zu Zwecken der Strafverfolgung zu übermitteln. 
2Darüber hinaus gilt diese Befugnis für Diensteanbieter sozialer Telemedien auch für 
die in § 13c Absatz 2 Satz 1 und 2 genannten Informationen. 
 
5. Neufassung des § 15 Abs. 5 Satz 4  
(5) 1Der Diensteanbieter darf an andere Diensteanbieter oder Dritte 
Abrechnungsdaten übermitteln, soweit dies zur Ermittlung des Entgelts und zur 
Abrechnung mit dem Nutzer erforderlich ist. 2Hat der Diensteanbieter mit einem Dritten 
einen Vertrag über den Einzug des Entgelts geschlossen, so darf er diesem Dritten 
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Abrechnungsdaten übermitteln, soweit es für diesen Zweck erforderlich ist. 3Zum 
Zwecke der Marktforschung anderer Diensteanbieter dürfen anonymisierte 
Nutzungsdaten übermittelt werden. 4§ 14 Abs. 2, 3 findet entsprechende Anwendung. 
 
6. Ergänzung § 16 TMG Bußgeldvorschriften 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer absichtlich entgegen § 6 Abs. 2 Satz 1 den Absender 
oder den kommerziellen Charakter der Nachricht verschleiert oder verheimlicht. 
(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1.  entgegen § 5 Abs. 1 eine Information nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 

verfügbar hält, 
2.  entgegen § 13 Abs. 1 Satz 1 oder 2 den Nutzer nicht, nicht richtig, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig unterrichtet,  
3.  einer Vorschrift des § 13 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 bis 4 oder 5 oder Absatz 7 Satz 1 

Nummer 1 oder Nummer 2 Buchstabe a über eine dort genannte Pflicht zur 
Sicherstellung zuwiderhandelt, 

3a.  es entgegen § 13b Abs. 1 unterlässt, geeignete technische Maßnahmen zur 
Meldung persönlichkeitsrechtsverletzender Inhalte vorzuhalten, 

3b.  es entgegen § 13b Abs. 2 unterlässt, gemeldete 
persönlichkeitsrechtsverletzende Inhalte unverzüglich deutlich sichtbar zu 
kennzeichnen oder 

3c.  es entgegen § 13d unterlässt, einen inländischen Zustellungsbevollmächtigten 
zu benennen, 

3d.  nicht innerhalb der in § 14 Abs. 2 Satz 2 festgesetzten Frist auf ein berechtigtes 
Auskunftsersuchen reagiert, 

4.  entgegen § 14 Abs. 1 oder § 15 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 8 Satz 1 oder 2 
personenbezogene Daten erhebt oder verwendet oder nicht oder nicht 
rechtzeitig löscht oder 

5.  entgegen § 15 Abs. 3 Satz 3 ein Nutzungsprofil mit Daten über den Träger des 
Pseudonyms zusammenführt. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro 
geahndet werden. 
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Artikel 4 

Aufhebung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes 
Das Gesetz zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken 
(Netzwerkdurchsetzungsgesetz- NetzDG), welches am 30. Juni 2017 durch den 
Deutschen Bundestag beschlossen wurde, wird aufgehoben.  
 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 


